
Auszug aus der Landschaftsverbandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LVerbO), 

 

 

§ 5 (Fn 6) 
Aufgaben 

(1) Die Aufgaben der Landschaftsverbände erstrecken sich nach Maßgabe der hierzu 
erlassenen besonderen Vorschriften auf folgende Sachgebiete: 

a) Soziale Aufgaben, Jugendhilfe und Gesundheitsangelegenheiten 

1. Die Landschaftsverbände sind überörtliche Träger der 
Sozialhilfe. 

2. Die Landschaftsverbände sind überörtliche Träger 
(Hauptfürsorgestellen) der Kriegsopferfürsorge und nach dem 
Schwerbehindertengesetz. 

3. Die Landschaftsverbände nehmen die Aufgaben der 
Landesjugendämter wahr. 

4. Die Landschaftsverbände können die Trägerschaft von 
psychiatrischen Fachkrankenhäusern, von anderen 
psychiatrischen stationären Einrichtungen, von psychiatrischen 
teilstationären Einrichtungen, von ambulanten und 
komplementären psychiatrischen Diensten sowie 
fachmedizinischen Einrichtungen übernehmen. 

5. Die Landschaftsverbände sind Träger von Sonderschulen. 

Den Landschaftsverbänden kann die Förderung von Einrichtungen und 
Maßnahmen öffentlicher und freier Träger einschließlich der Ausführung des 
Landeshaushalts vom Fachminister im Rahmen der von ihm erlassenen 
Richtlinien und Weisungen übertragen werden; insoweit haben sie gegenüber 
dem Land Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. 

b) Landschaftliche Kulturpflege 

Den Landschaftsverbänden obliegen 

1. Aufgaben der allgemeinen landschaftlichen Kulturpflege, 

2. Aufgaben der Denkmalpflege, 

3. Aufgaben der Pflege und Förderung der Heimatmuseen und 
des Archivwesens, 

4. die Unterhaltung von Landesmuseen und Landesbildstellen. 

c) Kommunalwirtschaft 

Den Landschaftsverbänden obliegen 

1. die Trägerschaft bei der NRW.BANK, der LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse sowie die indirekte oder direkte 
Beteiligung an der WestLB AG, 

2. die Beteiligung an Versorgungs- und Verkehrsunternehmen 
mit regionaler Bedeutung, 

http://lv.kommunen.nrw.testa-de.net/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=2022&bes_id=4988&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Landschaftsverbandsordnung#FN6�


3. die Geschäftsführung der kommunalen Versorgungskassen. 

Die Landschaftsverbände können eine unmittelbare oder mittelbare Gewährträgerschaft über 
die Lippische Landesbrandversicherungsanstalt übernehmen oder sich unmittelbar oder 
mittelbar an einer Lippischen Landes-Brandversicherungs-Aktiengesellschaft beteiligen. Dem 
Landschaftsverband Westfalen Lippe obliegt die Beteiligung an der Provinzial NordWest 
Holding AG, dem Landschaftsverband Rheinland obliegt die Gewährträgerschaft über die 
Provinzial Rheinland Holding. Die Landschaftsverbände können sich unmittelbar oder 
mittelbar an den Provinzial Versicherungs-Aktiengesellschaften beteiligen, auch wenn das 
jeweilige Geschäftsgebiet außerhalb des in § 3 genannten Gebiets liegt. 

(2) Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe kann sich an der Trägerschaft der Heilbäder 
Bad Sassendorf, Bad Waldliesborn und Bad Westernkotten beteiligen. Der 
Landschaftsverband Rheinland ist Träger der Rheinischen Klinik für Orthopädie in Viersen. 

(3) Zur Wahrung der kulturellen Belange des früheren Landes Lippe ist der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe verpflichtet, mit dem Landesverband Lippe im Rahmen 
der allgemeinen landschaftlichen Kulturpflege, insbesondere der Bodendenkmalpflege, 
sowie bei Errichtung, Ausbau und Unterhaltung Lippischer Kulturinstitute 
zusammenzuarbeiten. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit und ihre Finanzierung sind 
zwischen den beiden Verbänden zu vereinbaren. 

(4) Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe kann nach Maßgabe besonderer 
Vereinbarungen der Westfälischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft und der 
Westfälischen landwirtschaftlichen Alterskasse Personal zur Erledigung ihrer Aufgaben zur 
Verfügung stellen. 

(5) Neue Aufgaben können den Landschaftsverbänden nur durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes übertragen werden. Soweit ihnen dadurch zusätzliche Lasten erwachsen, ist 
gleichzeitig die Aufbringung der Mittel zu regeln. 

 

§ 7 (Fn 2) 
Zuständigkeiten der Landschaftsversammlung 

(1) Die Landschaftsversammlung beschließt über 

a) die allgemeinen Grundsätze, nach denen die Verwaltung geführt werden 
soll, 

b) die Wahl der Mitglieder des Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse, 

c) die Wahl des Direktors des Landschaftsverbandes und der Landesräte, 

d) den Erlaß, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen des 
Landschaftsverbandes, 

e) den Erlass der Haushaltssatzung, die Landschaftsumlage, die Feststellung 
des Jahresabschlusses und die Entlastung sowie die Bestätigung des 
Gesamtabschlusses, 

f) die Festlegung strategischer Ziele unter Berücksichtigung der Ressourcen. 

(2) Die Landschaftsversammlung kann sich die Beratung und Entscheidung von 
Angelegenheiten, für die der Landschaftsausschuß zuständig ist (§ 11 Abs. 1), vorbehalten. 

http://lv.kommunen.nrw.testa-de.net/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=2022&bes_id=4988&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Landschaftsverbandsordnung#FN2�


 

 

§ 7 b (Fn 13) 
Bildung der Landschaftsversammlung 

(1) Die Vertretungen der Mitgliedskörperschaften wählen innerhalb von zehn Wochen nach 
Beginn ihrer Wahlzeit die Mitglieder der Landschaftsversammlung. Jedes Mitglied der 
Vertretung einer Mitgliedskörperschaft hat zwei Stimmen, eine Erststimme für die Wahl der 
auf die Mitgliedskörperschaft entfallenden Mitglieder und Ersatzmitglieder sowie eine 
Zweitstimme für die Wahl der für das Gebiet des Landschaftsverbandes aufgestellten 
Reserveliste einer Partei oder Wählergruppe. Wählbar sind die Mitglieder der Vertretungen 
und die Beamten, Angestellten und Arbeiter der Mitgliedskörperschaften sowie der 
kreisangehörigen Gemeinden. Über die Reservelisten sind auch auf Reservelisten für die 
allgemeinen Wahlen zu den Vertretungen der Mitgliedskörperschaften benannte Bewerber 
wählbar. Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes des Landschaftsverbandes 
dürfen nicht Mitglieder der Landschaftsversammlung oder eines Fachausschusses sein; 
diese Einschränkung gilt nicht für Inhaber eines Ehrenamtes. 

(2) Auf jede Mitgliedskörperschaft entfällt bis zu einer Einwohnerzahl von 100 000 ein 
Mitglied. Für jede weiteren 100 000 Einwohner sowie für eine Resteinwohnerzahl von mehr 
als 50 000 ist je ein weiteres Mitglied zu wählen. Ist nur ein Mitglied zu wählen, so darf nur 
ein Mitglied der Vertretung gewählt werden. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsitzenden der Vertretung zu ziehende Los. Sind 
mehrere Mitglieder zu wählen, so dürfen nicht mehr Beamte, Angestellte und Arbeiter als 
Mitglieder der Vertretung gewählt werden. Es findet eine Listenwahl nach dem Verfahren der 
mathematischen Proportion statt. Danach entfallen auf jede Liste zunächst so viele Sitze, wie 
ganze Zahlen auf sie entfallen. Danach zu vergebende Sitze sind in der Reihenfolge der 
höchsten Zahlenbruchteile zuzuteilen; bei gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet das von 
dem Wahlleiter zu ziehende Los. Für jedes zu wählende Mitglied wird zugleich ein 
Ersatzmitglied gewählt. 

(3) Bei der Wahl der Reservelisten kann die Zweitstimme für eine Liste oder nur für einen 
einzelnen Bewerber einer Liste abgegeben werden. Die Zahl der auf die einzelnen Bewerber 
in der Reserveliste entfallenen Zweitstimmen bestimmt die Reihenfolge der Wahl aus der 
Reserveliste. Die übrigen Bewerber folgen in der Reihenfolge der Liste. 

(4) Entspricht die Sitzverteilung in der Landschaftsversammlung aufgrund des 
Erststimmenergebnisses (Absatz 2) nicht dem Ergebnis, das sich bei einer Sitzverteilung 
nach dem Verfahren der mathematischen Proportion auf der Grundlage der von den Parteien 
und Wählergruppen bei den letzten allgemeinen Wahlen zu den Vertretungen der 
Mitgliedskörperschaften erzielten gültigen Stimmen ergeben würde, so ist eine neue 
Ausgangszahl für die Verteilung weiterer Sitze (Verhältnisausgleich) zu bilden. Dazu wird die 
Zahl der nach Absatz 2 errungenen Sitze derjenigen Partei- oder Wählergruppe, die das 
günstigste Verhältnis der Sitze zu der auf sie entfallenen Stimmenzahl erreicht hat, mit der 
Gesamtzahl der gültigen Stimmen vervielfältigt und durch die Stimmenzahl dieser Partei oder 
Wählergruppe geteilt. Aufgrund der neuen Ausgangszahl werden für die Parteien und 
Wählergruppen nach dem Verfahren der mathematischen Proportion neue Zuteilungszahlen 
errechnet und ihnen die an diesen Zahlen noch fehlenden Sitze aus den Reservelisten in der 
sich nach Absatz 3 ergebenden Reihenfolge zugewiesen. Dabei werden Bewerber, die 
bereits nach Absatz 2 gewählt worden sind, nicht berücksichtigt. Bei den Berechnungen 
nach den Sätzen 1 bis 3 bleiben die Stimmenzahlen solcher Parteien oder Wählergruppen 
außer Betracht, für die keine Reserveliste eingereicht worden ist. Sie nehmen am 
Verhältnisausgleich nicht teil. 

(5) Die Reservelisten sind von den für das Gebiet der Landschaftsverbände zuständigen 
Landesleitungen der Parteien und Wählergruppen, die in mindestens einer der Vertretungen 
der Mitgliedskörperschaften vertreten sind, bis zum 22. Tag nach dem Wahltag der 
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allgemeinen Kommunalwahlen dem Direktor des Landschaftsverbandes einzureichen. 
Dieser leitet nach Zulassung je eine Ausfertigung der Reservelisten den Vertretungen der 
Mitgliedskörperschaften unverzüglich zu. Als Bewerber kann in einer Reserveliste nur 
benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung der Partei oder 
Wählergruppe des Wahlgebietes hierzu gewählt worden ist. 

(6) Scheidet ein mit Erststimmen gewähltes Mitglied aus der Landschaftsversammlung aus, 
so rückt das für diesen Fall gewählte Ersatzmitglied nach. Scheidet auch das nachgerückte 
Mitglied aus, so ist, falls es für eine Partei oder Wählergruppe aufgestellt war, sein 
Nachfolger aus der Reserveliste dieser Partei oder Wählergruppe in der sich nach Absatz 3 
ergebenden Reihenfolge zu berufen. Das gleiche gilt, wenn ein aus der Reserveliste 
gewähltes Mitglied aus der Landschaftsversammlung ausscheidet. Der Direktor des 
Landschaftsverbandes stellt den Nachfolger fest und macht dies öffentlich bekannt. 

(7) Werden Mitgliedskörperschaften, kreisangehörige Gemeinden oder ihre Vertretungen 
aufgelöst oder wird eine kreisfreie Stadt in einen Kreis eingegliedert, so gelten die Mitglieder 
der Vertretungen und die Beamten, Angestellten und Arbeiter bis zum Zusammentritt der im 
jeweils betroffenen Gebiet neu zu wählenden Vertretung als wählbar gemäß Absatz 1. 
Entsprechendes gilt im Falle einer Wiederholungswahl. 

(8) Finden in einer Mitgliedskörperschaft Wiederholungswahlen im ganzen Wahlgebiet statt 
oder wird im Laufe der allgemeinen Wahlzeit die Vertretung einer Mitgliedskörperschaft neu 
gewählt, so sind 

a) die mit Erststimmen in dieser Mitgliedskörperschaft gewählten Mitglieder 
und Ersatzmitglieder neu zu wählen, 

b) die Sitze nach Absatz 4 unter Berücksichtigung der bei der 
Wiederholungswahl oder bei der Neuwahl erzielten gültigen Stimmen neu zu 
errechnen und zuzuweisen. 

Soweit Mitglieder neu zu wählen oder Sitze neu zu errechnen und zuzuweisen sind, verlieren 
die bisherigen Mitglieder ihren Sitz spätestens im Zeitpunkt der Neuwahl oder im Zeitpunkt 
der Neuzuweisung. 

(9) Die Wahlzeit der Landschaftsversammlung endet mit dem Ablauf der allgemeinen 
Wahlzeit der Mitgliedskörperschaften. 


